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Unter Leitung von Bundes-
tagsvizepräsidentin Petra Pau 
(Die Linke) wählte das 34 
Mitglieder zählende Gremium 
am 25. November 2009 in 
seiner konstituierenden Sit-
zung Bulling-Schröter zur 
neuen Vorsitzenden. Als stell-
vertretender Vorsitzender 
wurde Horst Meierhofer 

(FDP) benannt. Dem Umwelt-
ausschuß gehören in der 17. 
Wahlperiode 13 Abgeordnete 
der CDU/CSU-Fraktion, acht 
Vertreter der SPD und fünf 
Parlamentarier der FDP an. 
Die Linke und Bündnis 
90/Die Grünen stellen in dem 
Gremium jeweils vier Abge-
ordnete:

CDU/CSU: Michael Brand, 
Klaus Brähmig, Marie-Luise 
Dött, Maria Flachsbarth, Thomas 
Gebhart, Josef Göppel, Christian 
Hirte, Andreas Jung (Konstanz), 
Jens Koeppen, Ingbert Liebing, 
Georg Nüßlein, Michael Paul, Ul-
rich Petzold.
SPD: Dirk Becker, Gerd Boll-
mann, Marco Bülow, Oliver 
Kaczmarek, Bärbel Kofler, Mat-

thias Miersch, Frank Schwabe, 
Ute Vogt.
FDP: Angelika Brunkhorst, Mi-
chael Kauch, Lutz Knopek, Horst 
Meierhofer, Judith Skudelny.
Die Linke: Eva Bulling-Schröter, 
Ralph Lenkert, Dorothée Menz-
ner, Sabine Stüber.
Bündnis 90/Die Grünen: Hans-
Josef Fell, Oliver Krischer, Her-
mann Ott, Dorothea Steiner. 

Am 18. Juli 2009 sorgte eine 
Vorabmeldung auf Spiegel-
Online für Aufsehen und ein 
breites Medienecho von der 
Aachener Zeitung bis hin zum 
WDR: „Der Betrieb des 1988 
abgeschalteten Forschungsre-
aktors in Jülich hat mögli-
cherweise ein politisches 
Nachspiel. Wie der SPIEGEL 
in seiner jüngsten Ausgabe 
berichtet, geht das Bundes-
umweltministerium der Frage 
nach, ob Betreiber und Atom-
aufsicht in Nordrhein-West-
falen eventuell versagt haben. 
Hintergrund für den überra-
schenden Vorstoß ist die ex-
trem starke radioaktive Kon-
tamination des Reaktorkerns. 
Einer wissenschaftlichen 
Analyse zufolge ist der For-
schungsreaktor über Jahre 
hinweg mit viel zu hohen 
Temperaturen betrieben wor-
den und möglicherweise nur 
knapp an einer Katastrophe 
vorbeigeschlittert. Durch die 
Verwendung unausgereifter 
Brennelemente und die hohen 
Temperaturen, so Rainer 
Moormann, der Autor der 
Studie, der jahrelang in der 
Sicherheitsforschung in Jülich 
gearbeitet hat, sei der Reak-
torkern mit extrem hohen 
Mengen radioaktiver Isotope 
verunreinigt. Nach Ansicht 
des Darmstädter Öko-Instituts 
handelt es sich aufgrund der 
hohen Kontamination um ei-
nen der „problematischsten 
Reaktoren weltweit“.“

Über diese Probleme berich-
teten die Bürgerinitiative Um-
weltschutz Hamm auf ihrer 
Homepage, in ihrem Rund-
brief sowie im Strahlentelex2

zwar bereits vor einem Jahr, 
aber erst jetzt, nachdem ein 
renommiertes Nachrichtenma-
gazin sich dieser Nachricht 
annahm, bekam sie im Wahl-
kampf mehr Schwung. Denn 
der Thorium-Hochtemperatur-
reaktor (THTR) und die Gene-
ration IV-Reaktoren sind nach 
Ansicht der schwarz-gelben 
Regierungskoalition in Nord-
rhein-Westfalen (NRW) be-
sonders förderungswürdig und 
können bei einer entsprechen-
den parteipolitischen Kon-
stellation auf Bundesebene die 
Renaissance der Atomkraft in 
Deutschland einläuten. Gerade 
jetzt kam ein kritischer Be-
richt für die Atomindustrie 
und ihren Parteien sehr unge-
legen.

Verstrahlter Reaktor

Der Spiegel schrieb in seiner 
Printausgabe vom 20. Juli 
2009 über den 1988 stillge-
legten jülicher THTR: „Der 
Reaktorkern ist mit hohen 
Mengen radioaktiver Isotope 
wie Cäsium-137 und Stron-
tium-90 verseucht. Zudem 
schlummert in seinem Inner-
sten eine tückische Fracht: 
198 kugelförmige Brennele-
mente, teilweise mit hochan-
gereichertem Uran, die sich 
verhakt haben und nicht mehr 

herausholen lassen. In zwei 
Jahren soll der Kern in einem 
eigens gebauten Zwischenla-
ger auf dem Gelände des For-
schungszentrums eingeschlos-
sen werden. Es ist einer der 
kompliziertesten und gefähr-
lichsten Rückbauten einer 
Atomanlage, den die Welt 
bislang gesehen hat. Ein gan-
zer Reaktorkern, 2100 Tonnen 
schwer, wird aus seinem Ge-
häuse herausgeschnitten. Sie-
ben Spezialkräne wuchten den 
26 Meter hohen Koloss in die 
Horizontale und betten ihn 
dann auf einen gigantischen 
Luftkissenschlitten. Der Re-
aktor ist im Innern dermaßen 
radioaktiv kontaminiert, dass 
die Aufräumtrupps ihn noch 
nicht zerlegen und in Behälter 
einschweißen können. Seine 
Strahlung soll hinter tonnen-
schweren Betonwänden auf 
dem Forschungsgelände 30 
bis 60 Jahre abklingen, bevor 
Sägeroboter ans Werk gehen 
können.“

Radioaktivität im Grund-
wasser

Das Atomkraftwerk der Ar-
beitsgemeinschaft Versuchs-
reaktor Jülich (AVR Jülich)
war der erste deutsche Hoch-
temperaturreaktor. Bei ihm
handelt es sich mit seinen 15 
Megawatt elektrischer Lei-
stung um einen vergleichs-
weise winzigen Versuchsre-
aktor. Der ebenfalls pannen-
trächtige THTR in Hamm-
Uentrop hat eine zwanzigmal 
höhere Leistung. Welche Pro-
bleme beim Abbau ungleich 
größerer Reaktoren auftreten 
werden, ist völlig ungewiß.
Der Spiegel beschrieb noch 
einen weiteren Störfall mit 
Folgen im jülicher Reaktor:
„Den Reaktor wegen des bau-

artbedingten Sicherheitsrisi-
kos vorzeitig stillzulegen, kam 
den Betreibern nicht in den 
Sinn, auch nicht, als 1978 
rund 30 Kubikmeter Wasser 
aus einem leckenden Rohr in 
den Reaktor tropften. Es 
wurde nur abgepumpt. Selbst 
dabei passierten Fehler. Ein 
Teil des Wassers lief durch 
eine Bodenfuge ins Grund-
wasser. 21 Jahre später wurde 
bei einer Routinemessung in 
einem Regenwasserkanal 
Strontium-90 aufgespürt. (...) 
Wie bei der Anlage in Karls-
ruhe sind auch in Jülich die 
Kosten der Entsorgung explo-
diert: Am Anfang wurden 34 
Millionen D-Mark veran-
schlagt, inzwischen ist von 
500 Millionen Euro die Rede 
– allein für die Reaktorent-
sorgung.“

Nun liess Umweltminister 
Gabriel wenige Wochen vor 
dem Ende seiner Amtszeit pi-
kanterweise prüfen, ob Betrei-
ber und Atomaufsicht in 
NRW, dem altsozialdemokra-
tischen Musterland, etwas 
falsch gemacht haben. Also ob 
die SPD-Landesregierung (am 
Kernforschungszentrum Jülich 
beteiligt) und die am AVR-
Reaktor ebenfalls beteiligten 
SPD-geführten Kommunen 
jahrzehntelang versagt haben.

Originell ist Gabriel ja. Er 
prüfte sogar, ob er selbst als 
Umweltminister von Nieder-
sachsen bei Asse untätig 
war....

Kritische Studie stört

Auch die NRW-Grünen sind 
nicht untätig geblieben und 
beantragten am 24. Februar
2009 einen Bericht der Lan-
desregierung über neue Er-
kenntnisse über die AVR-Pro-

Forschungsreaktor AVR Jülich

Reaktor und Regierung 
haben versagt
Von Horst Blume, Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm1

http://war....
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bleme. Denn: Unter dem Titel 
„Eine sicherheitstechnische 
Neubewertung des Betriebs 
des AVR-Kugelhaufenreak-
tors und Schlussfolgerungen 
für zukünftige Reaktoren“
hatte Dr. Rainer Moormann 
vom Institut für Sicherheits-
forschung und Reaktortechnik 
des Forschungszentrums Jü-
lich im vergangenen Jahr eine 
Studie veröffentlicht, die er-
hebliche Zweifel an der Si-
cherheit des früheren Betriebs 
des AVR Jülich im speziellen 
und an dem Konzept der Ku-
gelhaufenreaktoren im allge-
mein aufkommen lässt.2 Die-
ser Veröffentlichung zufolge 
scheinen unkontrolliert hohe 
Temperaturen (über 1.100 °C) 
hauptverantwortlich für die 
starke radioaktive Kontami-
nation des Reaktorbehälters zu 
sein. Es ist davon auszugehen, 
dass demnach der AVR weit 
außerhalb sicherheitstechnisch 
zulässiger Grenzen betrieben 
wurde – einschließlich aller 
damit verbundenen Risiken.

Das Ministerium für Wirt-
schaft, Mittelstand und Ener-
gie das Landes NRW betonte 
in seiner Antwort vom 
30.06.2009: „Abschirmung 
und Einschluss haben ausrei-
chende Vorsorge gegenüber 
hoher Primärkreiskontamina-
tionen geboten. So wurde auf 
ein Konzept mit kompaktem 
Einschluss aller Primärkom-
ponenten in einem doppel-
wandigen Reaktordruckgefäß 
gesetzt, welches wiederum von 
einem druckfesten Contain-
ment (Schutzbehälter) um-
schlossen ist.“

NRW-Landesregierung 
gibt zu: 1.280 °C sind 
heiß!

Darüber hinaus kam das Haus
von NRW-Wirtschaftministe-
rin Christa Thoben (CDU)
nicht darum herum, die Anga-
ben der neuen jülicher Studie 
offiziell zu bestätigen: „1986 
wurde eine erneute Tempera-
turmessung mit Schmelzdraht-
kugeln im Reaktorkern durch-
geführt, bei der an den ent-
nommenen Temperaturmess-
kugeln teilweise höhere Tem-

peraturen festgestellt wurden, 
als auf Grundlage der Heiß-
gastemperaturmessung zu er-
warten gewesen wären. Im 
Ergebnis der Auswertung der 
Temperaturmessung wurden 
lokal im Reaktorkern gegen-
über den erwarteten Brenn-
elementbetriebstemperaturen 
von 1.100-1.200°C erhöhte 
Brennelementbetriebstempe-
raturen oberhalb von 1.280°C 
festgestellt. Die Tatsache ho-
her Kerntemperaturen, die 
mittels der Schmelzdrahtver-
suche durch den Betreiber 
festgestellt wurden, wird im 
Bericht JüI-4275 richtig be-
schrieben.“

Allerdings relativierte die 
CDU/FDP-Landesregierung 
das Ergebnis der kritischen 
Studie. Die Radioaktivität 
konnte aus den Kugeln ent-
weichen, aber da gabûs glück-
licherweise noch eine weitere 
Barriere: „Die in der Anfrage 
angesprochenen ,unkontrol-
liert hohen Temperaturen' 
gemäß Bericht Jül-4275 be-
ziehen sich auf die Spaltpro-
duktfreisetzungen aus Brenn-
elementen bei Betrieb mit er-
höhten Brennelementtempe-
raturen und die damit verbun-
denen Kontaminationsbeiträ-
ge innerhalb des Reaktorbe-
hälters. (...) Insbesondere fand 
der damalige Betrieb des 
AVR-Versuchskernkraftwer-
kes, wie oben ausgeführt, in-
nerhalb des genehmigten 
Rahmens statt und nicht au-
ßerhalb der sicherheitstech-
nisch zulässigen Grenzen, wie 
in der Anfrage von Herrn 
Priggen vermutet.“

Gabriel untersuchte 
NRW-Altgenossen

Gabriels Altgenossen in 
NRW, denen die CDU/FDP-
Koalition hiermit einen nach-
träglichen Persilschein ausge-
stellt hat, werden es mit Zu-
friedenheit zur Kenntnis neh-
men. Die Studie des kritischen 
Wissenschaftlers Rainer 
Moormann hat inzwischen so 
viel Staub aufgewirbelt, dass 
im Licht dieser Erkenntnisse 
der nukleare Heiligenschein 
der Generation IV-Reaktoren 

sogar auf internationaler 
Ebene verblasst. Zu offen-
sichtlich liegen die Probleme 
des Kugelhaufenreaktors auf 
der Hand. Wenn CDU und 
FDP immer noch auf diese 
Reaktorlinie setzen, zeigt das 
nicht wie borniert und ver-
blendet sie sind. Das sind 
viele andere auch, die Freunde 
des sozialdemokratischen 
Staatsreaktors THTR haben es 
in den 1960er und 70er Jahren 
vorgemacht. Aber mit der 
zentralistischen Atomenergie 
können die Energiekonzerne 
genauso wie mit der zentrali-
stischen Sonnenenergie aus 
Afrika oder riesigen Kohle-
kraftwerken sehr viel Geld 
verdienen. Dies ist der Kern-
punkt.

1. www.reaktorpleite.de, horst-
blume@thtr-a.de
2. Horst Blume: Inhärente Stör-
fälle und Radioaktivitätsabgaben 
bei HTR-Linie, Strahlentelex 
522-523 vom 02.10.2008, www.
strahlentelex.de/Stx_08_522_S07
-08.pdf 

Atommüll

Gorleben, 
Morsleben, 
Asse, 
Karlsruhe, 
Sibirien
Bürgerinitiative befürch-
tet: Die Atomwirtschaft 
soll die Regie in Gorleben 
übernehmen

Die Federführung in Gorleben 
soll einem der Bürgerinitiative 
Umweltschutz Lüchow-Dan-
nenberg (BI) gegebenem Hin-
weis zufolge vom Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) auf 
die Deutsche Gesellschaft 
zum Bau und Betrieb von 
Endlagern (DBE) übergehen. 
Das sei von der schwarz-gel-
ben Regierungskoalition be-
reits beschlossen. Auf ein De-
menti aus dem Bundesum-
weltministerium reagierte die 

Bürgerinitiative mit dem Hin-
weis auf ein seit 32 Jahren auf 
Eis liegendes Atomrechtliches 
Genehmigungsverfahren in 
Gorleben und der Befürch-
tung, daß die „Pro-forma-Poli-
tik“ unter Schwarz-Gelb fort-
gesetzt werden soll.

Bisher, so die Bürgerinitiative 
Umweltschutz Lüchow-Dan-
nenberg, obliege es dem BfS,
die Endlagerung radioaktiver 
Abfälle zu besorgen. Bisher 
wurde das Projekt in Gorleben
nach dem Bergrecht vorange-
trieben, das eine Öffentlich-
keitsbeteiligung und allgemei-
ne Klagebefugnis ausschloß, 
obwohl ein Antrag auf Plan-
feststellung nach Paragraph 9b 
des Atomgesetzes (AtG) am 
28. Juli 1977(!) beim nieder-
sächsischen Sozialminister ge-
stellt worden war. Dieser An-
trag bezog sich auf eine Anla-
ge zur Sicherstellung und zur 
Endlagerung radioaktiver Ab-
fälle im Rahmen des am 
Standort Gorleben geplanten 
integrierten Entsorgungszen-
trums. „Das ist alles völlig 
überholt, denn die Pläne zum 
Ausbau eines Nuklearen Ent-
sorgungszentrums wurden 
schon 1979 als Folge des 
anhaltenden Widerstands im 
Wendland von der damaligen 
Regierung Albrecht (CDU) 
aufgegeben“, erinnert die BI. 
Das BfS räumt auf seiner ak-
tuellen Homepage vom 18.11.
2009 ebenfalls ein, „dass die 
Erkundungsarbeiten in Gorle-
ben auf einem bergrechtlichen 
Rahmenbetriebsplan beruhen, 
der das Projekt unter den 
Randbedingungen von vor 
über 25 Jahren beschreibt. 
Diese sind teilweise überholt, 
wie z.B. die Tatsache, dass 
rund 95 Prozent der damals 
angenommenen Abfälle nicht 
mehr anfallen beziehungswei-
se nicht mehr in Gorleben ent-
sorgt werden sollen. Darüber 
hinaus sieht die bisherige 
Rechtsgrundlage bei der Er-
kundung keine förmliche Be-
teiligung der interessierten 
und vom Projekt betroffenen 
Bevölkerung vor.“

Unterschlagen werde auf der

mailto:blume@thtr-a.de

